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Parlament, Lokal VII

Frau Dr. Evelyn Mayer, Direktorin der Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche Berufe, wurde von ihrer zuständigen Landesschulinspektorin über mehrere Jahre gemobbt. So wurde Frau Mayer in einem Protokoll der Lüge bezichtigt, ihre Sekretärin wurde aufgefordert, sie zu bespitzeln oder nachzusehen, ob ihr Schreibtisch aufgeräumt sei und vieles andere mehr. Der Vorwurf richtet sich aber auch an den Präsidenten des NÖ-Landesschulrats, der trotz mehrmaliger Aufforderung keine Hilfe leistete. 

Mobbing

Unter Mobbing versteht der Gesetzgeber eine konfliktbelastete Kommunikation am Arbeitsplatz u.a. zwischen Vorgesetzten und MitarbeiterInnen, bei der die angegriffene Person unterlegen ist und von einer Person systematisch, oft und während längerer Zeit mit dem Ziel des Ausstoßens aus dem Arbeitsverhältnis direkt oder indirekt angegriffen wird und dies als Diskriminierung empfindet.

Der Fall Mayer erfüllt auch mehrere Erscheinungsformen des Lehrermobbings (eine eigene Liste für SchulleiterInnen ist nicht verfügbar, „Lehrkraft“ kann hier aber durchaus durch „Schulleiterin“ ersetzt werden), die Esther Lauper (2001) zusammengestellt hat. Diese Liste umfasst u.a. folgende Punkte:

· Es werden Bedenken über die Schulführung verbreitet 

· Kollegen beschweren sich ohne wirklichen Grund bei den Behörden über eine Lehrkraft 

· Kollegen äußern sich gegenüber Eltern über die betreffende Lehrkraft 

· Gerüchte und Lügen machen die Runden 

· Die Person wird gehänselt, verspottet ... 

· Es werden Gerüchte über diese Lehrkraft verbreitet 

· Der Lehrkraft werden unbegründete Übergriffe unterstellt 

· Man lässt die Person nicht zu Wort kommen oder hört einfach nicht hin, übergeht ihre Voten 

· Man schafft Bedingungen, in denen die Lehrkraft ihre Stärken nicht zeigen kann 

· Die Lehrperson wird isoliert 

Grüne Forderungen

Folgende Maßnahmen sind aus Grüner Sicht erforderlich, um derartige Missstände in Zukunft zu verhindern oder, sollten sie dennoch auftreten, rasch aufdecken und ahnden zu können:

· Ausweitung der Schulautonomie und Aufwertung der LeiterInnenposition

· Bundeseinheitliches Controlling der Schulverwaltung der Länder durch den Bund

· Modernes Evaluierungssystem statt des jetzigen obrigkeitsstaatlichen InspektorInnensystems

Anhang: Sachverhaltsdarstellung (zentrale Punkte aus der Amtshaftungsklage gegen die Republik)

1. Schon unmittelbar nach meinem Dienstantritt als Direktorin konfrontierte mich meine Dienstvorgesetzte, Frau Mag. Ronniger, mit undefinierten Vorwürfen. Z.B. „Ihnen laufen die Lehrer davon“, „das läuft nicht in normalen Bahnen“ oder „Sie haben die Schule nicht im Griff“. Sie weigerte sich, ihre Vorwürfe zu präzisieren.

2. Sie forderte mich auf, Beschlüsse des Schulgemeinschaftsausschusses im schulautonomen Bereich abändern zu lassen und untersagte mir, ihren Wunsch sichtbar zu machen. Weil das nicht zu dem von ihr gewünschten Erfolg führte, forderte sie mich auf, das Abstimmungsverhalten der Mitglieder des Schulgemeinschaftsausschusses namentlich festzuhalten und ihr mitzuteilen.

3. Sie hat gegenüber Lehrern meiner Schule falsche Vorwürfe gegen mich erhoben; sie hat sich des Weiteren zu dritten, schulfremden Personen außerordentlich negativ über meine Schule und meine Tätigkeit als Direktorin geäußert.

4. Sie hat ständig versucht, die vom Schulleiter zu treffende Klassenzuweisung und Lehrfächerverteilung zu gestalten. Auch diese Vorgangsweise ist gesetzwidrig. Sie hat damit auch meine Autorität in der Schule untergraben, da ich Entscheidungen, die ich vorher im Lehrkörper abgestimmt und dann getroffen habe, abändern musste, ohne ihren Wunsch als Grund nennen zu dürfen.

5. Frau Mag. Ronniger hat mir wiederholt erklärt, dass die gesamte Kommunikation zwischen Schulaufsicht und Schulleiter dem Dienstgeheimnis unterliege und hat mir verboten den Inhalt der mit ihr geführten Gespräche in einem E-Mail festzuhalten.

6. Von ihr angefertigte Protokolle musste ich ohne Einschränkung akzeptieren und unterschreiben; auch wenn diese – wie häufig – fehlerhaft waren.

7. Gesetzwidrige und unzweckmäßige Weisungen durfte ich nicht hinterfragen. Sie trug mir auf, sie als dienstliche und fachliche Autorität uneingeschränkt zu respektieren.

8. Sie kündigte an, mich in Pension loben zu wollen, wie schon mehrere Direktoren vor mir, qualifizierte mich als krank und meine Argumente als „Gequake“, das sie nicht interessiere.

9. Sie ordnete an, die Wahl der Fremdsprache durch Schulanfänger zu steuern, dass diese Schüler eine bestimmte Fremdsprache wählen müssen. Ich musste den Eltern – auch wahrheitswidrig – erklären, dass es sonst keinen Platz gäbe.

10. Frau Mag. Ronniger bezeichnete mich des Öfteren – schriftlich und auch vor anderen Personen – als Lügnerin und ließ meine Anwesenheit und Arbeitsleistung durch meine Sekretärin kontrollieren.

11. Wiederholt hat sie mir umfangreiche Arbeitsaufträge erteilt und diese nach deren Erfüllung abgeändert, sodass die von mir geleistete Arbeit ganz oder überwiegend nutzlos war.

12. Der Präsident des Landesschulrates, HR Hermann Helm, weiß von Vorfällen dieser Art seit Juli 2007. Die SC Stelzmüller und Siegl seit Juni 2010.

13. Das schriftliche Ersuchen der Mobbingbeauftragten der Gewerkschaft des Öffentlichen Dienstes, diese Vorkommnisse abzustellen, wurde weder von SC Stelzmüller, noch von SC Siegl beantwortet.

